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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1992 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Russischen Föderation 

über Kriegsgräberfürsorge 


A. Zielsetzung 

Das Abkommen soll die Erhaltung und Riege der Kriegsgräber der 
Vertragsparteien im jeweiligen anderen Staat auf eine gesicherte 
rechtliche Grundlage stellen. 

B. Lösung 

Zustimmung zu dem oben genannten Abkommen. Das Abkommen 
bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes als Voraus- 
setzung für sein Inkrafttreten der Mitwirkung der gesetzgebenden 
Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Soweit die deutschen Kriegsgräber in der Russischen Föderation 
betroffen sind, werden Bund, Länder und Gemeinden nicht unmittelbar 
mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich mittelbare finanzielle 
Belastungen jedoch dann, wenn der Volksbund Deutsche Kriegsgrä- 
berfürsorge e. V., der von der Bundesregierung mit der technischen 
Durchführung der Aufgaben der deutschen Seite in der russischen 
Föderation beauftragt wird, Zuwendungen für diesen Zweck aus dem 
Bundeshaushalt erhält. 

Hinsichtlich der russischen Kriegsgräber in der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben sich keine Mehrkosten, da hier der Bund die 
anfallenden Kosten bereits aufgrund des Gräbergesetzes trägt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (213) - 301 30 - R 2 - Ru 34/93 Bonn, den 4. Oktober 1993 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1992 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russi- 
schen Föderation über Kriegsgräberfürsorge mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 660. Sitzung am 24. September 1993 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über Kriegsgräberfürsorge 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Moskau am 16. Dezember 1992 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Russischen Födera- 
tion über Kriegsgräberfürsorge in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Russischen Föderation wird zu- 
gestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Völkerrecht- 


Begründung 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates Ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Abkommen 
hinsichtlich der auf deutschem Boden befindlichen russi- 
schen Kriegsgräber Interessen der Länder berührt, die die 
Aufgaben nach dem Gräbergesetz als eigene Angelegen- 
heit durchführen. 


Zu Artikel 2 

Es ist beabsichtigt, mit weiteren Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion und osteuropäischen Staaten im 
wesentlichen gleichlautende Abkommen zu schließen. Die 
Ermächtigung versetzt die Bundesregierung in die Lage, 
ohne wiederholtes Durchlaufen des Gesetzgebungsver- 
fahrens in gleichgelagerten Fällen die entsprechenden 
Abkommen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates in Kraft zu setzen. 


liehe Abkommen über die Kriegsgräberfürsorge in Kraft zu 
setzen. 

(2) Diese Abkommen können bestimmen, daß die Aus- 
bettung und Überführung deutscher Kriegstoter der Zu- 
stimmung der Bundesregierung bedürfen und daß die 
Kosten und Gebühren von den Antragstellern zu tragen 
sind. 

Artikel 3 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 13 in Kraft tritt. Ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 13 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Soweit die deutschen Kriegsgräber in der Russischen 
Föderation betroffen sind, werden Bund, Länder und Ge- 
meinden nicht unmittelbar mit Kosten belastet. Für den 
Bund ergeben sich mittelbare finanzielle Belastungen je- 
doch dann, wenn der Volksbund Deutsche Kriegsgräber- 
fürsorge e. V., der von der Bundesregierung mit der techni- 
schen Durchführung der Aufgaben der deutschen Seite in 
der Russischen Föderation beauftragt wird, Zuwendungen 
für diesen Zweck aus dem Bundeshaushalt erhält. 

Hinsichtlich der russischen Kriegsgräber in der Bundesre- 
publik Deutschland ergeben sich keine Mehrkosten, da 
hier der Bund die anfallenden Kosten bereits aufgrund des 
Gräbergesetzes trägt. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über Kriegsgräberfürsorge 
in der Bundesrepublik Deutschland 
und in der Russischen Föderation 

CornaujeHMe 

Me>Kfly npaBMTejibCTBOM (beflepariiBHOM Pecnyö/iMKii T epMaHMM 
M ripaBMTenbCTBOM PoccMMCKOM d}e/:\epai4i4ii 
o6 yxo^e sa BoeHHbiMii MomnaMM 
B cbeAepaTUBHOM Pecnyö/iiiKe repMaHim 
\A B PoccMMCKOH d}e/:\epai4Mii 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Russischen Föderation - 

geleitet von dem beiderseitigen Wunsch, den Kriegstoten bei- 
der Seiten eine würdige letzte Ruhestätte zu gewähren, 


In dem Bewußtsein, daß die Pflege der Gräber der Kriegstoten 
auf deutschem und russischem Boden einen konkreten Ausdruck 
der Verständigung und der Versöhnung zwischen dem deutschen 
Volk und den Völkern der Russischen Föderation darstellt, 

in Ausführung von Artikel 18 des Vertrags vom 9. November 
1990 über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenar- 
beit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, 

in dem Wunsch, für die im Hoheitsgebiet der Vertragsparteien 
liegenden Kriegsgräber der Toten der jeweils anderen Seite aus 
dem Ersten und Zweiten Weltkrieg eine endgültige Regelung zu 
schaffen, 

in dem Bestreben, die Erhaltung und Pflege dieser Gräber in 
würdiger Weise und gemäß den Bestimmungen des geltenden 
humanitären Völkerrechts sicherzustellen, - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen regelt die Erhaltung und Riege der Kriegs- 
gräber der Vertragsparteien im jeweils anderen Staat. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Begriffe: 

a) „deutsche Kriegstote“: 

- Angehörige der deutschen Streitkräfte, 

- diesen nach deutschem Recht gleichgestellte Personen, 


npaBMTe/ibCTBO cbeAeparuBHOM PecnyOnnKn FepMaHnn 
M 

npaBMTenbCTBO Poccmmckom cpeflepaAnn, 

pyKOBOflCTByncb oöotoflHbiM )Ke/iaHMeM npeflocraBUTb 
nornöuJMM B BOMHax c oöenx CTOpOH flocTOMHoe nocneAHee 
npucraHMLAe, 

cosHaBan, mto yxoA sa Mom/iaMU non^ötui^x b BOi4Hax Ha 
repMancKOM h poccmmckom seMne RBrineTcn KOHKperHbiM 
Bbipax<eHi4eM BsanMonoHHMaHHq n npuMupeHHR Me>KAy 
HeMei^KHM HapoAOM H HapoAaMM Pocchhckoh (t>eAapai4HH, 

BO HcnofiHeHne crarbM 18 floroBopa o AOöpococeACTBe, 
napTHepcTBe m coTpyAHUMecTBe Me)KAy OeAepaTMBHOw 
Pecnyö/iMKoPi FepMaHMeM m Cojosom Cobotckhx 
C oi4ManMCTnHecKHX PecnyönnK ot 9 Honöpe 1990 r., 

>Kenaq OKOHHareribHO ypery/iMpoBarb Bonpocbi b oTHOLueHiiM 
pacnojio)KeHHbix Ha TeppnTOpMn floroBapuBaioiAUXcq CropOH 
BOeHHblX Morw/l nepBOH Vl BTOpOW MMpOBblX BOMH, B KOTOpWX 
saxopOHeHbi norHÖiuwe APyroM CTOpOHbi, 

cTpewRCb oöecneHHTb coxpannocTb sthx mofh/i h yxoA sa 

HMMM AOCTOMHbIM OÖpaSOM H B COOTBeJCTBHH C n0/10>KeHHqMH 
AewcTByjoiAero we^KAynapOAHoro ryMaHwrapHoro npaaa, 

cornacH/iHCb o HM>KecneAyioiAeM: 

CraTbR 1 

HacTORiAee CornaiueHHe Kacaercn coxpaneHHq Boennbix 
MorHji floroBapnBa»oiAnxcq CropoH h yxoAa sa hhmh na reppn- 
TopHH oöoHX rocyAapcTB. 

CiaTbq 2 

fln^ Aenew HacToqiAero CorjiaujeHnq Hn>KecjieAy»oiAne 
TepMHHbi osnanaioT: 

a) ”norn6ujne b Bonnax c neMeAKoPi cTopoHbi“: 

- jiHAa, BXOAHBUJHe b coctbb repMancKHX BoopyxceHHWx 
CMJI, 

- npHpaBHeHHbie k hmm b cooTBercTBHH c repMancKiiM 
saKOHOAarejibCTBOM nm^a, 
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- sonstige Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des Krieges 
1914/1918 oder des Krieges 1939/1945 oder nach ihrer 
Deportation gestorben sind; 

b) „deutsche Kriegsgräber“: 

die im Hoheitsgebiet der Russischen Föderation liegenden 
Gräber deutscher Kriegstoter; 

c) „deutsche Kriegsgräberstätten“; 

die im Hoheitsgebiet der Russischen Föderation noch existie- 
renden, auffindbaren oder neu anzulegenden Friedhöfe oder 
Teile von Friedhöfen, auf denen deutsche Kriegstote bestattet 
sind; 

d) „russische Kriegstote“: 

- russische Mitglieder der russischen und sowjetischen 
Streitkräfte, die im Zusammenhang mit den beiden Welt- 
kriegen auf deutschem Boden gefallen sind; 

- Russen, die während der deutschen Kriegsgefangenschaft 
oder an deren Folgen bis zum 31. März 1952 gestorben 
sind; 

- Russen, die in der Zeit vom 1 . September 1 939 bis 8. Mal 
1945 in deutschen Internierungslagern gestorben sind; 

- Russen, die in der Zeit vom 1 , September 1 939 bis zum 
8. Mai 1945 zur Leistung von Arbeiten nach Deutschland 
verschleppt oder in diesem Gebiet gegen ihren Willen fest- 
gehalten wurden und während dieser Zeit gestorben sind; 

- Russen, die von einer anerkannten internationalen Flücht- 
lingsorganisation in Sammellagern betreut wurden und dort 
oder nach Überführung in eine Krankenanstalt in der Zeit 
vom 9. Mai 1945 bis 30. Juni 1950 gestorben sind. Ist die 
Verwaltung des Sammellagers nach dem 1 . Juli 1 950 in die 
Zuständigkeit deutscher Stellen übergegangen, tritt der Tag 
vor der Übernahme In deutsche Verwaltung an die Stelle 
des 30. Juni 1 950; 


e) „russische Kriegsgräber“: 

Gräber russischer Kriegstoter, die im Hoheitsgebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland liegen; 

f) „russische Kriegsgräberstätten“: 

Geländeflächen im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, auf denen russische Kriegstote bestattet sind. 


Artikel 3 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die 
Regierung der Russischen Föderation gewährleisten den Schutz 
der Kriegsgräber und das dauernde Ruherecht für die Kriegstoten 
der jeweils anderen Seite in Ihrem Hoheitsgebiet und bemühen 
sich, die Umgebung der Kriegsgräberstätten von allen Anlagen 
freizuhalten, die mit der Würde dieser Stätten nicht vereinbar 
sind. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist berech- 
tigt, die deutschen Kriegsgräber und deutschen Kriegsgräberstät- 
ten in der Russischen Föderation auf ihre Kosten herzurichten und 
zu pflegen. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland gewährleistet auf ihre Ko- 
sten die Erhaltung und Pflege russischer Kriegsgräber im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

Artikel 4 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die 
Regierung der Russischen Föderation überlassen sich gegensei- 
tig für Vergangenheit und Zukunft kostenlos und auf unbegrenzte 


- npoMMe nnqa c repMancKUM rpa>KAaHCTBOM, yMepiune b 
pesyjibTare coöwtmm bomhw 1914-18 rr., a TaK>Ke bommw 
1939-45 rr., nnöo b pesynbTare mx flenopraMnn; 

6) “HeMeMKkie BoeHHbie Mor^nbi“: 

HaxoflJiujiMecn Ha reppHTopMH Poccmmckom OeflepaMMH 
Mormibi nomöiuMx b boü^hbx c HeMeqKOM cTopPHw; 

b) “HeMeMKwe BoeHHbie saxoponeHHn": 

K/iaflöMUJia HnM ynacTKH KnaflöMuji Ha reppHTopHM 
Poccmmckom cbeflepaMMM, KOTOpwe eii^e cyujiecTByioT, Moryr 
öbiTb oöHapyxceHbi m/im 3ano>KeHbi bhobb m Ha KOTopwx 
saxopOHeHbi norMöiuMe b bomhbx c HeMeu^KOM CTopoHbi; 

r) "norMöujMe b bomhbx c poccmmckom cTopOHbi": 

- poccMMCKMe rpa>KflaHe, BxoflMBiuMe b coctbb poccmmckmx 
M coBercKMX BOOpy>KeHHbix CM/i M naBLUMe Ha repMancKOM 
seMiie B pesy/ibTaxe ^Byx MMpOBux bomh, 

- poccMMCKMe rpa>KflaHe, yMepiUMe b repMancKOM boohhom 
nneny MriM ot ero nocneflcxBMM pp 31 Mapxa 1952 
rofla, 

- poccMMCKMe rpa>KflaHe, yMepiuMe b repMancKMX narepnx 

MHxepHMpOBBHHbix B nepMOfl c 1 ceHxqöpfl 1 939 r. no 
8 Man 1945 r., 

~ poccMMCKMe rpa>KflaHe, yrHBHHbie b F epMaHMio b nepMOfl 
c 1 ceHxnöpn 1939 r. no 8 Man 1945 r. Ha npMHy- 
flMxe/ibHbie paöoxbi m/im HaxoflMBiiJMecn xbm npoxMB 
CBoeM BO/iM M yMepujMe b sxox nepMOfl, 

- poccMMCKMe rpaxc/^BHe, coAepxcaBUJMecn b cöopHbix 
narepnx nofl HaöniofleHMeM oöi^enpMSHaHHbix 
Me>KflyHapoflHbix opraHMsaMMM no OKasaHMio noMoinM 
öexceHL^aM m yMepujMe xbm /imöo nocne nepeao/^a mx b 
öo/ibHMLjbi B nepMOfl c 9 Man 1 945 r. no 30 MioHn 1 950 r. B 
c/iynae ec/iM ynpaaneHMe cöopHoro narepn öbmo 
nepeaefleHO b KOMnexeHLjMio repMBHCKMx B/iacxeM nocne 
1 Mionn 1950 r, xo yKasaHHbiM nepMOfl npoflneeaexcn c 
30 MK)Hn 1950r. no flOHb, npefliuecxByioii^MM ero 
nepeflane nofl repMBHCKoe ynpaeneHMe; 

fl) “poccMMCKMe BoeHHbie MorMnw": 

HaxoflniflMecn na xeppMxopMM OeflepaxMBHOM PecnyönMKM 
repMBHMM MorMnbi norMöujMx b bomhbx c poccmmckom 
cxopoHbi; 

e) “poccMMCKMe BOBHHbie saxopoHeHMn": 

Mecxa Ha xeppMxopMM cPeflepaxMBHOM PecnyönMKM 
repMBHMM, rfle saxopOHeHbi norMöiuMe b bomhbx c 

POCCMMCKOM CXOpOHbl. 

Cxaxbn 3 

1. npaBMxenbcXBO OeflepaxMBHOM PecnyönMKM repMBHMM m 
ripaBMxenbcxBO Poccmmckom OeflepaflMM oöecnenMBaiox 
saujiMxy BoeHHbix MorMn m BeHHWM noKOM norMöiuMx b bomhbx c 
K a>KflOM M3 cxopoH B CBOOM rocyflapcxBO M öyflyx cxpeMMXbcn 
ocBOöOflMXb xeppvixopMK), OKpyxcaioiflyK) BoeHHbie 
3axopoHeHMn, ox Bcex coopy>KeHMM, necoBMecxMMwx c 
flOCXOMHbIM OÖnMKOM 3XMX MeCX. 

2. npaBMxenbcxBO <I>eflepaxMBHOM PecnyönMKM PepMaHMM 
Bnpaee 3a cbom cwex ocyiflecxennxb oöycxpoMCXBO m yxofl 3a 
HeMeflKMMM BOeHHbIMM MOrMnBMM M HCMeflKMMM BOeHHbIMM 
3axopoHeHMnMM B Poccmmckom (beflepaflMM. 

3. OeflepaxMBHan PecnyönMKa repMBHMn oöecnesMBaex 3a 
CBOM cnex coxpaneHMe poccmmckmx BoeHHbix MorMn m yxofl 3a 
HMMM Ha xeppMxopMM OeflepaxMBHOM PecnyönMKM repMBHMM. 

Cxaxbn 4 

1, ripaBMxenbcxBO OeflepaxMBHOM PecnyönMKM repMBHMM m 
ripaBMxenbcxBO Poccmmckom OeflepaflMM npeflocxaenniox flpyr 
flpyry c momohxb aaicnaflKM KnaflöMUJi öe3B03Me3flH0 m hb 
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Dauer die als Kriegsgräberstätten der jeweils anderen Seite die- 
nenden Geländeflächen als dauernde Ruhestätten für ihre 
Kriegstoten. 

(2) Eigentumsrechte werden durch dieses Abkommen nicht 
berührt. Für notwendig erachtete Änderungen der Grenzen von 
als Kriegsgräberstätten genutzten Geländeflächen werden in ge- 
genseitigem Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien oder 
den von ihnen bezeichneten Stellen geklärt. Wird im Einverneh- 
men zwischen den Vertragsparteien ein Gelände ganz oder teil- 
weise nicht mehr für den vorgesehenen Zweck genutzt, so hat 
diese Änderung für die Regierung des jeweils begünstigten Staa- 
tes den Verlust des Nutzungsrechts daran zur Folge. 

(3) Sollte ein Gelände nach Absatz 1 aus zwingenden öffentli- 
chen Gründen für eine andere Venwendung benötigt werden, so 
stellt die Regierung des verpflichteten Staates der Regierung des 
begünstigten Staates ein anderes geeignetes Gelände zur Verfü- 
gung und übernimmt die Kosten für die Umbettung der Toten und 
für die Herrichtung der neuen Gräber. Die Auswahl des neuen 
Geländes, seine Herrichtung sowie die Durchführung der Umbet- 
tung erfolgen im beiderseitigen Einvernehmen. Die Umbettung 
erfolgt vorzugsweise im Wege der Zusammenlegung von Kriegs- 
gräbern auf bereits bestehende Kriegsgräberstätten. 


Artikel 5 

(1) Die Regierung der Russischen Föderation gestattet, ohne 
daß ihr daraus Kosten entstehen und nachdem ihr ein Plan zur 
vorherigen Zustimmung Vorgelegen hat, der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland, die Gräber der deutschen Kriegstoten, 
deren Umbettung die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
für notwendig erachtet, zusammenzulegen. Die Ausbettung von 
deutschen Kriegstoten erfolgt durch von deutscher Seite be- 
nannte Kräfte. 


(2) Soweit die Regierung der Russischen Föderation die Zu- 
sammenlegung von russischen Kriegsgräbem im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland für notwendig erachtet, gestattet 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, nachdem ihr ein 
Plan zur vorherigen Zustimmung Vorgelegen hat, die Umbettung 
dieser Toten, ohne daß der deutschen Seite hieraus Kosten 
entstehen. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland kann 
der Regierung der Russischen Föderation ihrerseits derartige 
Umbettungen auf ihre eigenen Kosten vorschlagen. 


(3) Über jede Umbettung eines deutschen Kriegstoten wird ein 
Protokoll angefertigt, in dem die alte und die neue Grablage, die 
Personalien, die Beschriftung der Erkennungsmarke oder andere 
Identifizierungsmerkmale genannt sind. Eine Ausfertigung dieses 
Protokolls wird der Regierung der Russischen Föderation über- 
mittelt. 

(4) Soweit nachweisbar ehemals vorhandene deutsche Kriegs- 
gräberstätten auf russischem Boden durch zwischenzeitliche in- 
frastrukturelle Veränderungen aufgelassen und die dort bestatte- 
ten deutschen Toten nicht mehr zu bergen sind, gestattet die 
Regierung der Russischen Föderation auf deutschen Antrag hin 
die Errichtung von Gedenkstätten in schlichter und würdiger Form 
an diesen ehemaligen Standorten. Die Regierung der Russischen 
Föderation stellt hierfür geeignetes Gelände zur Verfügung. 


(5) Soweit zur Ermöglichung einer endgültigen Bestattung auf 
einer deutschen Kriegsgräberstätte eine provisorische Bestattung 
deutscher Kriegstoter, die auf russischem Boden gefunden wer- 
den, erforderlich wird, trifft die Regierung der Russischen Födera- 
tion Vorkehrungen für deren ordnungsgemäße und würdige provi- 


HeorpaHMHeHHbiM cpOK Mcnonbsyewbie nofl BoeHHbie 
saxopoHOHMn oöenx CTopoH ynacTKn sew/iw KaK wecTO seHHoro 
noKon nomömiix b eo^Hax. 

2. npaaa coöcTBeHHOCTw He saTparwBaiOTcn HacToniuMM 

CornaiueHMeM. Bce Bonpocbi o6 itSMeHeHHw rpannq ynacTKOB, 
HcnonbsyeMbix noA BoeHHbie saxopOHeHHn, Kojopbie b 
nocneflyioineM Moryr crarb HeoöxoAMMbiMw, öy^yr peiuaTbcn no 
BsawMHOMy cornacMK) floroBapHBaiomuxcn CropoH wm 
ynojiHOMoneHHbiMH hmh opraHHsai^HBMH. Ecnn no cornacnio 
floroeapMBaioinMxcn CjopoH ynacTOK no/iHOCTbio mjim MacTMHHO 
npeKpaiMaeT Mcno/ibsOBarbcn flnn npeflycMorpeHHOM i^e/iM, to b 
3TOM cnynae npaBMTenbCTBO cooTBercTByioinero rocy^apCTBa 
repner npaeo no/ibSOBaHun hm. 

3. Ecjim ynacTOK, npeflOcraBneHNbiM b cooTBeTCTBUM c 

nyHKTOM 1 HacTonuteM Crarbw, no npwHMHaM HacronrenbHOM 
rocy^apCTBeHHOH hooCxoahmocth norpeöyeTcn HHbix 

i^eneM, to npaBwrenbCTBO cooTBejCTByioii^ero rocyAapCTBa 
otboaht npaBMTenbCTBy APV^oro rocyAapCTBa hhom 
noAXOA«iMHH ynacTOK w öeper Ha ceön pacxoAw no 
nepesaxopoHeHHK) yMepuJMx m oöycTpoMCTBy HOBbix Mornn. 
riOAöop HOBoro ynacTKa, ero oöycrpoMCTBO m npoBeAenne 
nepesaxopoHeHHH ocyutecTBns^Tcn no BsanMHOMy cornacHio. 
riepesaxopoHeHne npoMSBOAHTcn npenMyinecTBeHHO nyreM 
nepenoca Boennbix Monin b Mecra y>Ke cyutecTByioutHx BoeHHbix 
saxopOHeHHH. 

CTaTbB 5 

1 . npaBMTe/ibCTBO PoccHMCKOM OeACpamiM öyAöT paspeujarb 
npaBMTenbCTBy OeAepaTWBHOM PecnyönwKM TepMaHMH 
nepenoc Mornn norMöuJMx b bohhbx c neMeitKOM CTOpOHbi, 
nepesaxopoHOHHe Koropbix npaBirrenbCTBO OeAeparHBHOH 
PecnyöjiHKM fepMaHHn CMMTaer HeoöxoAf^MWM, ecnn b cbbsh c 
STMM Ann npaBMTe/ibCTBa PoccHtkiKOH OeAepai^MM ne 
BosHMKHyr pacxoAbi, m nocne paccMOTpeHwn npeACiaBneHHoro 
eMy Ha cornacoBanide cooTBercTayioiitero nnana. GKCryMaitM« 
nornöujMx b BowHax c HeMei4KOM CTOpOHW ocyatecTannercn 
paöOTHHKaMH no Bbiöopy TepMancKOH CropoHbi. 

2. Ecnn npaBMTenbCTBO Poccmmckoh OeAepaitMM CHUTaer 
HeoöxoAHMbiM nepOHOC poccHMCKMx BoeHHbix Mornn Ha reppH- 
TopMM OeAepaTMBHOM PecnyönMKM FepMaHMM, to 
npaBMTenbCTBO OeAepaTMBHOM Pecnyö/iMKM repMannH öypßj 
paspeujaTb nepesaxopoHenne yMepujMX nocne paccMOTpenMn 
npeACTaeneHHoro eMy na cornacoBaHwe cooTBeTCTByroütero 
nnana, ecnw b cbbsh c sthm a^b TepMancKOM CTopoHbi ne 
BosHMKHyr pacxoAbi. npaBMTenbCTBO OeAepaTHBHOM 
PecnyönnKH TepMaHUM co CBoew CTopoHW h sa cbom chot uMeeT 
npaBO npeAno>KHTb npaanTenbcrBy Poccmhckoh OeAepaitHw 
npoHSBecTH noAOÖHbie nepesaxopoHentiB. 

3. O Ka>KAOM nepesaxopOHeHHH norHöiuero b Bonnax c 
HeMeitKOM CTOpoHbi cocTaBnneTCB npoTOKon, b KOTOpoM yxa- 
sbiBaiOTCB npe>KHee m HOBoe pacnonoKeHwe Mornnw, nnnnwe 
AaHHbie, HaAnwcb na nwHHOM snaxe unn nHwe 
onosHaaaTenbHbie npHSHaxH. Oahh sxseMnnnp sToro 
npoTOKona nepeAaeTcn npaBurenbCTBy Poccmmckom 

4. Ecnn HeMet^KHe Boennbie saxoponeHMB na poccmmckoh 
T eppMTOpMM, KOTOpbie, nO HMeiOimiMCB AOCTOBepHbIM 
CBeAöHHBM, cyutecTBOBanw panee, Tenepb BcneACTBue 
MSMeHeHMM MHcjDpacTpyKTypbi npexpaTunw CBoe cyu^ecTBOBaHHe 
M HS-bBTMe OCTaHKOB SaXOpOHeHHblX TaM norWÖUJHX C HeMeitKOM 

CTOpoHw y>Ke ne npeACTaanneTcn bosmokhwm, to 
npaBMTenbCTBO PoccMMCKOM cpeAepaitMM no repMancKOMy 
xoAaTaMCTBy paspeujMT ycTanoBxy b stmx MecTax npocTbix m 
AOCTOMH bix naMBTHbix snaxoB. flnn stmx i^eneM npaBMrenbCTBO 
PoccMMCxoM OeABpai^MM npeAOCTBBMT noAxOAniuMM ynacTOx. 

5. EcnM pp oxoHHBTenbHoro norpeöeHMB b npeAenax 
xaxoro-nMöo HeMeqxoro BoeHHoro saxopöneHMB noTpeöyeTcn 
BpeMeHHO noxopOHMTb o6Hapyx<eHHbie Ha poccmmcxom TeppM- 
TOpMM OCTaHXM BOrMÖlUMX B BOMHBX C HeMei^XOM CTOpOHbl, TO 
npaBMTenbCTBO Poccmmcxom OeAepai^MM npMMOT Mepbi pp^ mx 
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sorische Bestattung und Kennzeichnung der Grabstätten. Die 
deutsche Seite kann hierdurch entstehende angemessene Kosten 
als Teil der Gesamtkosten der endgültigen Bestattung überneh- 
men. 

(6) Im Falle, daß auf deutschem Boden nachträglich russische 
Kriegstote aufgefunden werden, gewährleistet die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland deren ordnungsgemäße und würdi- 
ge Bestattung und die Kennzeichnung dieser Gräber. 


Artikel 6 

Sofern sich auf deutschen oder russischen Kriegsgräberstätten 
neben Kriegsgräbern der jeweils anderen Seite auch Gräber von 
Kriegstoten anderer Staaten befinden, ist diese Tatsache bei 
Entscheidungen über Erhaltung und Riege dieser Gräber ange- 
messen zu berücksichtigen. 


Artikel 7 

(1) Die Überführung deutscher Kriegstoter aus dem Hoheits- 
gebiet der Russischen Föderation in die Bundesrepublik Deutsch- 
land bedarf der vorherigen Zustimmung der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland. Die Regierung der Russischen Födera- 
tion gestattet eine solche Überführung nur bei Vorliegen dieser 
Zustimmung. 

(2) Der Zustimmung der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland bedürfen auch Anträge an die Regierung der Russi- 
schen Föderation, die die Überführung deutscher Kriegstoter In 
Drittländern zum Zweck haben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die Überführung 
russischer Kriegstoter in die Russische Föderation oder in Dritt- 
länder. 

(4) Alle Kosten und Gebühren für die Ausbettung und Überfüh- 
rung von deutschen oder russischen Kriegstoten ins Ausland 
gehen zu Lasten der Antragsteller. 

(5) Bei der Ausbettung von Kriegstoten zur Überführung können 
Vertreter der Behörden beider Vertragsparteien anwesend sein. 


Artikel 8 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschlanid beauftragt 
den „Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V.“ (nach- 
stehend „Volksbund“ genannt) mit der technischen Durchführung 
der Aufgaben In der Russischen Föderation, die sich aus diesem 
Abkommen für die deutsche Seite ergeben. 

(2) Die Regierung der Russischen Föderation beauftragt den 
„Verband für Internationale Zusammenarbeit bei der Riege von 
Soldatengedenkstätten“ (nachstehend „Verband Soldatenge- 
denkstätten“ genannt) mit der technischen Durchführung der sich 
aus diesem Abkommen für die russische Seite ergebenden Auf- 
gaben. 

(3) Für den Fall, daß eine der Vertragsparteien eine andere 
Organisation beauftragen will, wird hierüber Einvernehmen zwi- 
schen den Vertragsparteien hergestellt. 


Artikel 9 

(1) Die Regierung der Russischen Föderation gewährt dem 
Volksbund jede mögliche Unterstützung, insbesondere den Zu- 
gang zu den bei allen Behörden und sonstigen Einrichtungen jetzt 
oder in Zukunft verfügbaren Unterlagen über deutsche Kriegsgrä- 
ber und verstorbene deutsche Soldaten. Andere Vereinbarungen 
und Absprachen bleiben unberührt. 


Ha^ne^Kai^ero m flOCTOWHoro epeMeHHoro norpeöeHun m 
oöosHaneHMq MOrn/i. FepMaHCKasr CxopoHa MO>KeT Bsntb Ha 
ce6« B03HMKai0L4iie npM 3 tom copasMepHbie pacxo^bi KaK nacTb 
oöü^Mx pacxoflOB no OKOHHaje/ibHOMy norpeöeHMro. 

6. B c/iynae noc/ieflyrou^ero oöHapyxceHMH na repMancKOM 
reppMTopMM norwöiuMx b BOiiHax c poccmhckom cropoHbi 
npaBMTe/ibCTBo cpeflepaTMBHOM Pecnyö/iMKM FepMaHMM 
oöecneHMT mx Ha/^excau^ee m floCTOWHoe norpeöeHwe h 
o6o3HaHeHMe Mornn. 

CxaTbR 6 

Ec/im b npeflenax HeMei^KHx m/im poccmmckmx BoeHHbix 
saXOpOHeHMM HapHfly C BOeUHblMM MOrW/iaMM Kax<flOM M3 CTOpOH 
MMeiOTC« xaKxce Morw/ibi norwöiuMx b BOÜHax m3 
rocyflapCTB, to 3tot cpaKT flo/ixcen Ha/]^jie)Kau4MM oöpaaoM 
yHMTbiBaTbcn npM peiueHMHx oxHOCMTe/ibHO coxpaHeHw« sxmx 
MOrmi M yxofla 3a hmmm. 

CxaxbH 7 

1. nepeB03Ka ocxaHKOB norwöiuMx b BOÜHax c HOMei^KOM 
CXOpOHW C XeppJrtXOpMM POCCMMCKOM OeflepaLiMM B 
OeflepaxMBHyro PecnyönMKy FepMaHMK) xpeöyex 
npeflBapMxenbHoro cornacMH flpaBHxenbcxBa OeflepaxMBHOM 
Pecnyö/iMKM FepMaHMM. FIpaBMxe/ibcxBO Poccmmckom 
rt)eflepaitMM öy^ex paapeujaxb ocyu^ecxB/ieHMe xaKMx 
nepeB030K xonbKo npM hb/immmm xaKoro cornacM«. 

2. CorjiacMe FIpaeMxenbCXBa <t)e/:\epaxMBHOM PecnyönMKM 
r epMBHMM xpeöyexcfl xaioxe b oxHomeHMM xo^axaMCXB, 
no/iyHeHHbix FIpaBMxe/ibcxBOM Poccmmckom <t)eAepai4MM m 
MM eKDu^Mx i4ejibio nepeB03Ky ocxbhkob norMöuiMx b bomhbx c 
H eMei4KOM cxopOHw B xpexbM cxpaHbi. 

3. riyHKXbi 1 M 2 Hacxowu^eM CxaxbM flOMcxByrox 
COOXBeXCXBeHHO B OXHOUJeHMM nepeB03KM OcxaHKOB nOrMÖLlJMX B 
BOMHaX C POCCMMCKOM CXOpOHbl B POCCMMCKyK) OOflepailMK) M/IM 
xpexbM cxpaHbi. 

4. Bce pacxoflbi m cöopbi no 3KcryMai4MM m nepeB03Ke 3 a 
rpaHMi^ ocxaHKOB norMöiuMx b bomhbx c HeMei4KOM mjim 
POCCMMCKOM CXOpOHbl HOCex XOflaxaMCXByiOU^ CXOpOHa. 

5. ripM 3KcryMat4MM ocxbhkob norMöujMx b bomhbx c L4e/ibK) mx 
nepeB03KM Moryx npMcyxcxBOBaxb npeAcxaaMxe/iM BnacxeM 
floroBapMBaroinMxcR CxopoH. 

CxaxbH 8 

1. npaBMxejibcxBo cpeflepaxMBHOM Pecnyö/iMKM FepMaHMM 
nopynaex xexHMnecKoe ocymecxBneHMe aa^an b Poccmmckom 
OeflepaiiMM, BbixeKaio^Mx fl/i« FepMaHCKOM CxopoHW m3 
HacxoRmero Cor/iaiueHMH, FepMaHCKOMy HapoflHOMy coroay no 
yxo/^y 3a BoeHHbiMM MorMjiaMM (MMOHyeMOMy b ^ajibHeMureM 
HapOflHblM COK)3). 

2. FIpaBMxenbcxBo Poccmmckom <t)eflepai 4 MM nopynaex 
xexHMHecKoe ocyu^ecxB/ieHMe aaflan, BwxeKaio^Mx fl/i« 
Poccmmckom CxopoHw m3 nacxoBu^ero CornaiueHMR, 
Accoi^Mai^MM MexcflyHapoflHoro BoeHHO-MeMopMa/ibHoro 
coxpyflHMHecxBa "BoeHHbie MeMopManbi“ (MMOHyeMOM b 
/\a/ibHeMUjeM AccoLiMai^MH “BoeHHwe MOMopMa/ibi“). 

3. B c/iynae HaMepeHMH o^om m 3 /^orOBapMBaiou^xcB 
CxopoH flaxb cooxBexcxByiou^ee nopyneHMe KaKOM-jiMöo aPY^om 
opraHMaai^MM Ha axox cnex flocxMraexc« floroBopenHOcxb Me>Kfly 
ßoroBapMBaiot^MMMCB CxoponaMM. 

Cxaxb« 9 

1. FIpaBMxe/ibcxBO Poccmmckom rt)eAepai 4 MM OKaabieaex 
HapoflHOMy coroay BCBHecKoe cofleMCXBMe, b nacxHOcxM, 
oöecneHMBaex flocxyn k ^oKyMeHxaM o HeMei^KMx BoeHHbix 
MorMnax m yMepiuMx HeMei4KMx BoeHHOcnyxcau^MX, Koxopbie 
MMeroxcR M/iM noRBRxcH B pacnopR)KeHMM Bcex 
rocyflapcxBeHHbix m npoHMx ynpe^KflOHMM. l/lHwe 
flprOBOpeHHOCXM 3XMM HO 3aXparMBaK)XCH. 
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(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gewährt 
dem Verband Soldatengedenkstätten ebenfalls Unterstützung, 
insbesondere bei der Zurverfügungstellung aller Dokumente, die 
über die Identität und die Grablage russischer Kriegstoter Aus- 
kunft geben, auch wenn diese Unterlagen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt aufgefunden werden. 

(3) Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der Volksbund 
Vertreter, Fachkräfte und sonstiges Personal in die Russische 
Föderation entsenden. 


Artikel 10 

(1) Der Volksbund bedient sich bei der Ausführung der sich bei 
der Durchführung dieses Abkommens ergebenden Arbeiten nach 
Möglichkeit örtlicher Arbeitskräfte und örtlichen Materials gemäß 
den im freien Wettbewerb üblichen Bedingungen. 

(2) Der Volksbund kann auch aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Ge- 
meinschaft Geräte, Transportmittel, Material und Zubehör, die für 
die Durchführung der in diesem Abkommen enwähnten Arbeiten 
erforderlich sind, in die Russische Föderation einführen und wie- 
der ausführen. 

(3) Für die Zollabfertigung dieser Waren gilt folgendes: 

a) Geräte und Transportmittel, die vorübergehend eingeführt 
werden, werden bei Ihrer Einfuhr in die Russische Föderation 
auf Einfuhr-Ausfuhr-Zollvermerk mit dem Vorbehalt abgefer- 
tigt, daß die genannten Geräte und Transportmittel nach Be- 
endigung der Arbeiten wieder ausgeführt werden; 

b) Material und Zubehör, das für die Errichtung, Ausschmückung 
oder Pflege der Gräber, Gedenkstätten oder Friedhöfe be- 
stimmt ist, bleibt frei von Eingangsabgaben, wenn den Zollbe- 
hörden zusätzlich zur regulären Einfuhrerklärung vorgelegt 
werden: 

- eine genaue Aufstellung der eingeführten Waren, 

- eine von einer dazu ordnungsgemäß befugten Person Un- 
terzeichnete Verpflichtungserklärung, die die verpflichtende 
Zusicherung enthält, daß die genannten Waren nur für die 
in diesem Abkommen vorgesehenen Zwecke verwendet 
werden. 

Artikel 11 

(1 ) Die gemäß Artikel 4 Absatz 1 vereinbarte Überlassung der 
als deutsche Kriegsgräberstätten dienenden Geländeflächen gibt 
dem Volksbund die Befugnis, Im Rahmen der einschlägigen russi- 
schen Rechtsvorschriften alle Herrichtungs- und Verschönerungs- 
arbeiten auf den Kriegsgräberstätten sowie den Bau geeigneter 
Zufahrtswege, Aufenthaltsräume und sonstiger Einrichtungen für 
Besucher unmittelbar auszuführen. 


(2) Der Volksbund sorgt dafür, daß bei Bauarbeiten alle hygie- 
ne- und gesundheitsrechtlichen Anforderungen beachtet werden, 
die die russischen Gesetze vorsehen. Er befolgt die einschlägigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Friedhofsordnungen. 


Artikel 12 

Volksbund und Verband Soldatengedenkstätten arbeiten bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben eng zusammen. Sie regeln unmittel- 
bar die Einzelheiten der fachlichen und technischen Durchführung 
dieses Abkommens. 


2. npaenTe/ibCTBo OeflepaTUBHOM PecnyönnKn fepMaHMU 
laKMe oKasbiBaeT coflewcTBue AccoLinaLtiiM "BoeHHbie 
MeMopnanbi“, b nacTHOCTU, b npeflocTaBneHMM Bcex 
flOKyweHTOB, coflepJKai^Mx cBeAeHun o nuHHbix flauHbix n 
pacnonoxceHMM Mornn nornöujMx b BOMHax c poccuiiCKoii 
CTOpOHbl. 3 to OTHOCMTCn M K flOKyMSHTaM, KOTOpbie MOryT ÖblTb 
oÖHapyjKeHbi b öy/^ymeM. 

3. fln^ Bbino/iHeHMfl cboux saflan Hapo/^HbiM cokds mojkst 
H anpaannTb b PoccuMCKyio OeAepaümo cbomx 
npeACTaBMTeneM, cneL^nanncTOB m HHbix paöoTHUKOB. 


CraTbnlO 

1 . HapoAHbiM coK)3 npn BbinonHeHnn BbireKaJOiAnx ms 
H acToniAero CornameHMn paöOT no bo3mo>khoctm nonbayercn 
ycnyrawM mocthom paöoneM CMnw m Mcnonbsyer MecTHbie 
waTepMa/ibi b cootbbtctbmm c ycnoBMnMM cboöoahom 

KOHKypeHAMM. 

2. HapOAHbIM COKD3 MOTKei TaK)Ke BBOSMTb B PoCCMMCKyK) 
OeAepaAMK) ms OeAeparMBHoM PecnyöriMKM repwaHMM m/im ms 
CTpaH-nneHOB EBponeMCKoro CooöiAecTBa HeoöxoAMMbie a^i^^ 
BbinonHeHMn ynoMAHyrbix b HacToniAeM CornauieHMM paöor 
oöopyAOBaHMe, TpancnopTHbie cpeACTBa, MarepManbi m 

npMHaAne>KHOCTM M BWBOSMTb MX. 

3. ripM nponycKe stmx npeAMeroB fl^emrayeT cneAyJOiMMM 
nopnAox: 

a) BpeMeHHo BBosMMbie b PoccMMCKyio cpeAepaüMto 
oöopyAOBaHMe m TpancnopTHbie cpeACTBa nponycKa»OTcn c 
OTMeTKOM TawoJKeHHoro oprana o BBose stmx npeAMeroB 
noA oönsaTenbCTBO o6 oöpajHOM BbiBOse nocne OKOHnaHMn 
paöor; 

ö) MarepManbi m npMHaAnexcHocTM, npeAHasHaneHHbie a^^ 
oöycrpoMCTBa m yKpameHMn MorMn MnM yxoAa sa MorMnaMM, 
naMnrHbiMM SHanaMM MnM KnaA^MiAaMM, ocBoöo>KAaK)rcn 
npM BBOse OT ynnarbi raMoxceHHbix noiunMN, HanoroB m mhbix 
cöopOB, ecnM AononHMrenbHO k oöwhhom raMOJKeHHOM 
AOKnapai^MM raMoxceHHbiM opranaM npeAcraenntorcn: 

- noAPOÖHan onMCb BBosMMbix npeAMeroB, 

- noAnMcaHHoe HaAnejKaiAMM oöpasoM ynonHOMoneHHbiM 
Ha TO nML 40 M oönsarenbCTBO o tom, hto nasBannbie 
npeAMerbi öyAyr McnonbsoBanbi ronbKo b Aennx, 
npeAycMorpeHHbix nacroniAMM CornameHMeM. 


Crarbn 11 

1 . npeAocraBneHMe yKasaHHbix b nynKre 1 crarbM 4 
HacToniAero CornameHMn ynacTKOB, McnonbsyeMbix noA 
HeMBAKMe BoeHHbie saxopoHOHMn, Aaer HapoAHOMy coiosy 
npaao b paMKax AQi^crByioiAero poccMMCKoro 
saKOHOAarenbCTBa HenocpeACTBOHHo npoMSBOAWTb Bce paöorbi 
no oöycrpoMCTBy m önaroycrpoMcrey boohhux saxoponeHMM, a 
raJOKe no crpoMrenbcray cooTBercTByioiAMx noA^^esAHbix 
nyreM, noMeiAeHMM a^i^^ nocerMreneM m no cosAaHMto npoHMx 
HeoöxoAMMbix ycnoBMM a^i^^ hx npeöbiBanMn. 

2. HapOAHbIM COKDS Hecer oTBercTBeHHOcrb sa ro, nroöbi npM 
npoBeAöHMM MM crpoMTenbHbix paöor coöniOAanMCb Bce 
caHMTapHo-rMmeHMHecKMe HopMbi, npeAycMorpeHHbie 
poccMMCKMM saKoHOAarenbCTBOM, a raK^xe BbinonnnnMCb 
cooTBercTByKDiAMe npaBOBbie m aAMMHMcrparMBHbie 
npeAnMcaHMn b oTHomeHMM KnaAÖMiA. 


CTaTbn12 

HapoAHbiM cotos m AccoüMaüMn "BoeHHbie MeMopManw" recHo 
corpyAHMHaiOT APyr o ApyroM npM BbinonneHMM croniAMX nepeA 
HMMM saAan. fleranM npaicrMHecKoro m rexHMnecKoro 
ocyiAecTBneHMn nonoDxeHMM nacroniAero CornameHMn 
perynMpyKDTCn HanpnMyio Me>KAy hmmm. 
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Artikel 13 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erfor- 
derlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. 


Geschehen zu Moskau am 16. Dezember 1992 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich Ist. 


Cxaibn 13 

HacToninee CornauieHne BCtynux b cuny cnycxn 1 wiecnit co 
f\H9{ yBe^OMneHkin ßoroBapviBaiOL^MMMcn CxopoHaMki Apyr APV^'^ 
o xoM, Hxo viMvi BbinojiHeHbi Bce HeoöxoflMMbie axoro 
BHyxpurocyflapcxBeHHbie npoi^eAypbi b cooxBexcxBun c 
cyiAecxByioiAMM nopnflKOM. 


CoBepmeHO b r. Mockbs 16 A^Kabpn 1992 roAa b pßyK 
3K3eMn;inpax. Ka)KAbiM na HeMeMKOM m pyccKOM nsbiKax, 
npusew o6a xeKcxa uweiox OAnnaKOByio cuny. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a npaBMxe/ibCXBo OeAepaxwBHOM PecnyÖnnKuTepMaHMM 
Klaus Blech 

Für die Regierung der Russischen Föderation 
3a npaBMxenbcxBo Poccmmckom <t>eAepai4MM 
A. Kosyrew 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

In den fünfziger und sechziger Jahren hat die Bundes- 
regierung mit allen in Betracht kommenden westlichen 
Staaten Kriegsgräberabkommen geschlossen. Der Ab- 
schluß entsprechender Abkommen mit der Sowjetunion 
und den Staaten Osteuropas war wegen der dortigen 
politischen Verhältnisse nicht möglich. Nach dem Zusam- 
menbruch des kommunistischen Systems und der Öffnung 
des Eisernen Vorhangs hat sich die Zusammenarbeit mit 
diesen Staaten in einer Weise verändert, die auch den 
sensiblen und mit Emotionen behafteten Bereich der 
Kriegsgräberfürsorge bilateralen Vereinbarungen zugäng- 
lich macht. 

Als erstes hat die Bundesregierung ein Kriegsgräberab- 
kommen mit der Regierung der Russischen Föderation 
unterzeichnet. Abkommen mit weiteren Staaten Mittel- und 
Osteuropas sollen bald folgen. 

II. Besonderes 

Artikel 1 bestimmt den Regelungsumfang des Abkom- 
mens. Zweck des Abkommens ist die Erhaltung und Pflege 
der Kriegsgräber der Vertragsparteien im jeweils anderen 
Staat. 

Artikel 2 enthält die Bestimmungen der in den nachfol- 
genden Vorschriften wiederholt verwendeten Begriffe. 
Hiernach erstreckt sich das Abkommen nicht nur auf ge- 
fallene und in Gefangenschaft verstorbene Soldaten, son- 
dern auch auf die Opfer von Flucht und Deportation im 
Zusammenhang mit den beiden Weltkriegen. 

Artikel 3 Abs. 1 gewährleistet den Schutz der Kriegs- 
gräber und das dauernde Ruherecht für die Kriegstoten 
der jeweils anderen Seite. 

Absätze 2 und 3 regeln die Kostentragung. Absatz 3 ent- 
hält insofern nur eine Klarstellung, da die Kostentragung 
für die Erhaltung und Pflege der auf deutschem Boden 
befindlichen russischen Kriegsgräber bereits zu Lasten der 
deutschen Seite geregelt Ist. 

Artikel 4 Abs. 1 bestimmt, daß die für die Kriegsgräber- 
stätten benötigten Geländeflächen der jeweils anderen 
Seite kostenlos überlassen werden. 

Absatz 2 stellt fest, daß Eigentumsrechte durch das Ab- 
kommen nicht berührt werden. 

Artikel 5 Abs. 1 regelt die Umbettung von Kriegstoten. 
Hier liegt der Schwerpunkt der nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens zu leistenden Arbeiten. In vielen Fällen hat eine 
ordnungsgemäße Bestattung nicht stattgefunden. In ande- 
ren Fällen erscheint es sinnvoll, kleinere Friedhöfe zur 
Erleichterung der Pflegearbeiten zusammenzulegen. 

Nach Absatz 2 hat die Kosten einer Umbettung russischer 
Kriegstoter in Deutschland die Russische Föderation zu 
tragen. 

Absatz 3 bestimmt, daß über jede Umbettung deutscher 
Kriegstoter ein Protokoll zu fertigen ist. 


Absatz 4 enthält die Gestattung der russischen Seite, an 
Orten, an denen sich früher Kriegsgräber befunden haben, 
Gedenkstätten in schlichter und würdiger Form zu errich- 
ten. 

Absatz 5 regelt die provisorische Bestattung deutscher 
Kriegstoter. Soweit diese in Vorbereitung der endgültigen 
Bestattung erforderlich wird, kann die deutsche Seite der 
russischen Regierung, die diese Aufgabe übernimmt, die 
entstehenden Kosten in angemessenem Umfang erset- 
zen. 

Absatz 6 enthält wiederum die Klarstellung einer bereits 
aufgrund des Gräbergesetzes bestehenden Verpflichtung 
der deutschen Seite, nämlich die Fürsorge für in diesem 
Fall nachträglich gefundene russische Kriegstote. 

Artikel 6 regelt den nicht auszuschließenden Fall, daß 
sich auf deutschen oder russischen Kriegsgräberstätten 
Gräber von Kriegstoten dritter Staaten befinden. Diese 
Tatsache ist im Einzelfall bei der Entscheidung über Erhal- 
tung und Riege der Gräber angemessen zu berücksichti- 
gen. 

Artikel 7 Abs. 1 und 2 regeln die Überführung deutscher 
Kriegstoter, die der vorherigen Zustimmung der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland bedarf. Hierdurch soll 
sichergestellt werden, daß die für die Kriegsgräberfürsorge 
zuständigen Stellen in jedem Einzelfall über den Verbleib 
der Kriegstoten unterrichtet sind. 

Absatz 3 regelt den umgekehrten Fall der Überführung 
russischer Kriegstoter entsprechend. 

Nach Absatz 4 sind die Kosten der Ausbettung und Über- 
führung von Kriegstoten vom Antragsteller zu tragen. 

Artikel 8 Abs. 1 bestimmt, daß die Bundesregierung den 
„Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V.“ (Volks- 
bund) mit der technischen Durchführung der der deut- 
schen Seite in der Russischen Föderation obliegenden 
Aufgaben beauftragt. 

Absatz 2 enthält die Benennung des russischen Partner- 
verbandes. 

Nach Absatz 3 ist im Falle der Beauftragung anderer 
Organisationen entsprechendes Einvernehmen der Ver- 
tragsparteien herzustellen. 

Artikel 9 Abs. 1 verpflichtet die russische Regierung zur 
Unterstützung des Volksbundes bei der Durchführung 
seiner Aufgaben. Der Zugang zu den erforderlichen Unter- 
lagen wird gewährleistet. 

Absatz 2 enthält entsprechende Verpflichtungen der deut- 
schen Seite. 

Artikel 10 Abs. 1 legt fest, daß sich der Volksbund bei 
der Durchführung seiner Arbeiten nach Möglichkeit örtli- 
cher Arbeitskräfte und örtlichen Materials bedient. 

Nach Absatz 2 ist der Volksbund berechtigt, aus Deutsch- 
land oder einem anderen EG-Mitgliedstaat erforderliche 
Gerätschaften, Transportmittel, Material und Zubehör in 
die Russische Föderation ein- und wieder auszuführen. 
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Absatz 3 regelt die zollrechtliche Behandlung dieser Ge- 
genstände. 

Artikel 11 Abs. 1 berechtigt den Volksbund, auf den 
als deutsche Kriegsgräberstätten überlassenen Gelände- 
flächen die erforderlichen Arbeiten, einschließlich der not- 
wendigen Bauarbeiten vorzunehmen. 


Nach Absatz 2 ist der Volksbund an die einschlägigen 
russischen Rechts- und Verwaltungsvorschriften gebun- 
den. 

Artikel 12 betrifft die Zusammenarbeit zwischen dem 
Volksbund und dem russischen Partnerverband. 

Artikel 13 regelt das Inkrafttreten des Abkommens. 
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